A rn o TQ IO Y A 1 O lt RENE, CO 


— 


Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


— —— 
Nr. 19 Ausgegeben Danzig, den 19. April 1924 
r. y pf ðͤ BP nn » Pot 4 (I 


— rem 
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56 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
betreffend Einführung deutſcher Geſetze zur Abänderung des Reichsverſorgungsgeſetzes und anderer 
Verſorgungsgeſetze. Vom 4. 4. 1924. 
SA 

Die nachſtehend abgedruckten geſetzlichen Beſtimmungen, und zwar Art. 10 und Art. 21 I-V 
der Verordnung zur Herabminderung der Perſonalausgaben des Reichs (Perſonal⸗Abbau⸗Verordnung) 
vom 27. Oktober 1923 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 999) Art. 12 der Verordnung betreffend die neunte Ergänzung 
des Beſoldungsgeſetzes vom 18. Juni 1923 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 385) und die Verordnung über die 
Abänderung der $$ 36 Nr. 3 und 4 und $ 38 Abſ. 2 des Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes vom 31. Mai 
1906 werden mit den ſich aus nachſtehenden Vorſchriften ergebenden Abänderungen mit rückwirkender 


Kraft vom 1. Dezember 1923 für Militärverſorgungsberechtigte entſprechend für das Gebiet der Freien 
Stadt Danzig eingeführt. 
$ 2. 


Im $ 29 des Reichsverſorgungsgeſetzes (Danziger Geſetzbl. 1923 S. 191) muß es ſtatt 
„Erwerbsfähigkeit“ „Erwerbsunfähigkeit“ heißen. 
8 3. 

In $ 145 Abf. 1 des Verfahrensgeſetzes (Danziger Geſetzbl. 1923 S. 211) ift „200-500 M“ 
durch ,10—150 Gulden“ zu erſetzen. 
$ 4. 

$ 142 des Geſetzes über das Verfahren in Verſorgungsſachen in der Faſſung der anliegenden 
Verordnung erhält folgenden Zuſatz: E 

Die Gebühr darf nicht über zwei Gulden betragen. 
Die Gebühr wird nicht erhoben, wenn die Verſorgungsbehörde den Einſpruch eingelegt hat. 


$ 5. 
| Eine Nachzahlung von Verſorgungsgebührniſſen für die Zeit vor dem 1. Dezember 1923 findet 
nicht ſtatt. 8 6 


Der Senat wird ermächtigt, die Verſorgungsgeſetze in der neuen Faſſung durch das Danziger 
Geſetzblatt bekannt zu machen. 
i Danzig, den 4. April 1924. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Schwartz. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 27, 4. 1924). 


Verordnung 
zur Herabminderung der Perſonalausgaben des Reichs 
(Perſonal⸗Abbau⸗Verordnung) pom 27. Oktober 1923 (Reichsgeſetzbl. I S. 999). 
Artikel 10. 
Kürzung der Verſorgungsbezüge bei Privateinkommen. 


8 1. 
(1) Bezieht ein Ruhegehaltsempfänger, der nicht im Reichs⸗ oder in einem ſonſtigen öffentlichen 


Dienſte im Sinne des $ 57 Nr. 2 des Reichsbeamtengeſetzes verwendet wird, neben ſeinen Verſorgungs-⸗ 


gebührniſſen ein weiteres ſteuerbares Einkommen (Privateinkommen), ſo wird das Ruhegehalt einſchließlich 
des Teuerungszuſchlages nach den folgenden Vorſchriften gekürzt. > 

(2) Bis zur Höhe des Betrages, der dem jeweiligen Gehalte der Eingangsſtufe der Bejoldungs- 
gruppe A VII entſpricht, bleibt das Privateinkommen bei der Kürzung unberückſichtigt (kürzungsfreies 
Privateinkommen). Zum Gehalt tritt der Ortszuſchlag und der Teuerungszuſchlag nach dem Bee 
ſchäftigungsorte. i 

(3) Das Ruhegehalt einſchließlich des Teuerungszuſchlages — und zwar der Teuerungszuſchlag 
zuerſt — wird um die Hälfte des Betrages gekürzt, um den das geſamte Privateinkommen (Abſ. 1) das 
kürzungsfreie Privateinkommen (Abſ. 2) überſteigt. 3 

(4) Zu dem Teuerungszuſchlag im Sinne dieſer Verordnung gehört auch der etwa gewährte 
örtliche Sonderzuſchlag. : ù 

(5) Den Ruhegehaltsempfängern ſtehen verſorgungsberechtigte Hinterbliebene gleich; an die 
Stelle des Ruhegehalts tritt das Witwen⸗ und Waiſengeld. 

8 2. 

(1) $ 1 gilt finngemäß für die Wartegeldempfänger und die Beamten, die unter Belaſſung des 
vollen Gehalts vom Amte enthoben ſind. 

(2) Er gilt auch finngemäß für die nach dem Offizierpenſionsgeſetze vom 31. Mai 1906 (Reichs⸗ 
geſetzbl. S. 565) und den entſprechenden älteren Geſetzen, für die nach dem Offizierentſchädigungsgeſetze 
vom 13. September 1919 (Reichsgeſetzbl. S. 1654) und dem Wehrmachtverſorgungsgeſetze vom 4. Auguſt 1921 
(Reichsgeſetzbl. S. 993) verſorgten Militärperſonen. Die Kürzung erſtreckt ſich auch auf die Mbergangs= 
zulage und die Übergangsgebührniſſe nach $ 2, 3 des Offizierentſchädigungsgeſetzes, die Übergangs- 
gebührniſſe nach $ 4 des Kapitulantenentſchädigungsgeſetzes, ſowie die laufenden ÜUbergangsgebührniſſe 
nach 88 7, 8, 32 des Wehrmachtverſorgungsgeſetzes. d 

(8) $ 1 gilt ferner für die ehemaligen Kapitulanten, die Dienſtzeitrenten erhalten. 

i 8 8. 

Bezieht ein Verſorgungsberechtigter neben Verſorgungsgebührniſſen nach dem Reichsverſorgungs⸗ 
geſetz ein Privateinkommen im Sinne des $ 1 Abf. 1, jo ruhen feine Verſorgungsgebührniſſe nach Maß. 
gabe des 8 62 des Reichsverſorgungsgeſetzes in der Faſſung vom 30. Juni 1923 (Reichsgeſetzbl. I S. 528) 
ebenſo, wie wenn ſein Privateinkommen aus öffentlichen Mitteln fließen würde. de 

84, 

Als Ruhegehalt oder Wartegeld im Sinne der $$ 1, 2 gelten auch die Zuſchüſſe, die nach $ 1 

Abſ. 1 und 2 des Penſionsergänzungsgeſetzes vom 21. Dezember 1920 (Reichsgeſetzbl. S. 2109) gewährt werden. 
g 5. E 

Für den Zeitpunft der Einziehung, Kürzung und Wiedergewährung der Bezüge gilt $ 60 des 

Reichs beamtengeſetzes. 3 
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$ 6. 

(1) Für die Feftftellung der Höhe des Einkommens im Sinne des $ 1 iſt in der Regel Die 
Veranlagung zur Reichseinkommenſteuer zugrunde zu legen, unbeſchadet des Nachweiſes des Verſorgungs⸗ 
berechtigten, daß ſich ſein Einkommen ſeitdem verändert hat. 

(2) Die Steuerbehörde hat den zuſtändigen Behörden Auskunft über die Höhe des Einkommens 
zu geben. 

(3) Jeder Verſorgungsberechtigte, der nicht im Reichs- oder in einem ſonſtigen öffentlichen Dienfte 
verwendet wird und neben ſeinen Verſorgungsgebührniſſen ein weiteres ſteuerbares Einkommen bezieht, 
iſt bei Verluſt ſeiner Verſorgungsbezüge verpflichtet, der dieſe regelnden Behörde oder, wenn ſie ihm 
nicht bekannt iſt, der ſeine Verſorgungsbezüge zahlenden Kaſſe innerhalb eines Monats nach Inkrafttreten 
dieſer Verordnung oder nach Beginn des Bezuges eines ſolchen weiteren Einkommens deſſen Höhe an- 
zuzeigen. Spätere Erhöhungen dieſes Einkommens ſind innerhalb der gleichen Friſt mitzuteilen, falls 
ſie nicht lediglich auf inzwiſchen eingetretener Geldentwertung beruhen. 

: $ 7. 
Hat neben einer Kürzung nach den vorſtehenden Vorſchriften noch eine weitere nach anderen 
Vorſchriften zu erfolgen, ſo ſind die Kürzungen in der für den Bezugsberechtigten günſtigſten Reihenfolge 
vorzunehmen. 9 8 


Soweit ſich bei Anwendung dieſer Verordnung Härten ergeben, kann die oberſte Reichsbehörde 
im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter der Finanzen eine anderweitige Regelung treffen. Sie iſt 
insbeſondere ermächtigt, Verſorgungsgebührniſſe, die nach $6 Abſ. 3 entzogen find, wieder zuzuerkennen. 

8 9. 

Werden Verſorgungsberechtigte im Reichs- oder in einem ſonſtigen öffentlichen Dienſte verwendet, 
ſo werden ihre Verſorgungsbezüge nach Maßgabe der in der 9. Ergänzung des Beſoldungsgeſetzes vom 
18. Juni 1923 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 385) vorgeſehenen Kürzungsbeſtimmungen geregelt. 

e Artikel 21, I— V. 
Anderungen im Verſorgungs- und Fürſorgeweſen. 

J. Das Geſetz über die Verſorgung der Militärperſonen und ihrer Hinterbliebenen bei Dienſtbeſchädigung 
(Reichsverſorgungsgeſetz vom 12. Mai 1920 in der Faſſung vom 30. Juni 1923 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 523) wird wie folgt geändert: 

1. Dem $ 90 wird folgender Abſatz 4 angefügt: 

„Wenn das Einkommen des Verſorgungsberechtigten nicht feſtſtellbar iſt oder infolge 
beſonderer Verhältniſſe ein dringendes Bedürfnis zur Gewährung der Zuſatzrente in dem 
vorbezeichneten Umfang nicht vorliegt, kann die Zuſatzrente unter Berücksichtigung der wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe weiter herabgeſetzt oder verſagt werden.“ 

2. Abfindungen nach $$ 103, 104 werden nicht mehr gewährt. 

11. Das Geſetz zur Abänderung des Reichsverſorgungsgeſetzes und anderer Verſorgungsgeſetze vom 
22. Juni 1923 (Reichsgeſetzbl. I S. 518) wird wie folgt geändert: 

„Die Zahlung der im Artikel VI aufgeführten Verſorgungsgebührniſſe wird eingeſtellt. 
Abfindungen werden nicht mehr gewährt.“ 

III. Das Geſetz über die Verſorgung der vor dem 1. Auguſt 1914 aus der Wehrmacht ausgeſchiedenen 

Militärperſonen und ihrer Hinterbliebenen (Altrentnergeſetz) vom 18. Juli 1921 in der Faſſung 
vom 30. Juni 1923 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 542) wird wie folgt geändert: 

„Die auf Grund des $ 1 nach älteren Geſetzen noch zahlbaren Verſorgungsgebührniſſe 
allen fort.“ 

IV. eee und Verſorgungsgebührniſſe werden für die Zeit vor dem 1. Januar 1923 nur noch 
inſoweit feſtgeſtellt, als die nach dieſem Zeitpunkt fälligen Zahlungen von dieſer Feſtſtellung abhängen. 

Nachzahlungen für die Zeit vor dem 1. Januar 1923 werden nicht mehr gewährt. 
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V. Das Geſetz über das Verfahren in Verſorgungsſachen vom 10. 1. 1922 (Reichsgeſetzbl. S. 59) in 
der Faſſung des Geſetzes vom 22. Dezember 1922 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 982) wird wie folgt geändert: 
1. Im $ 10 Abſ. 4 werden die Worte „die beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes als Beiſitzer bei 
einem Verſorgungsgerichte tätig ſind“ geſtrichen. i 
2. $ 20 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 
„Den Beiſitzern aus den Verſorgungsberechtigten wird der durch die Teilnahme an einer 

Sitzung bedingte Ausfall am Arbeitseinkommen in angemeſſenem Umfange erſetzt. Sie 

erhalten außerdem Tagegelder wie Reichsbeamte der Beſoldungsgruppe X bei Dienſtreiſen. 

Die Abfindung der am Sitzungsorte wohnenden Beiſitzer mit Tagegeldern regelt ſich nach 

den Beſtimmungen über Dienſtreiſen, die an demſelben Tage angetreten und beendet werden, 

wobei ſtets die Sätze für nicht teure Orte zugrunde zu legen ſind. Auswärts wohnende 

Beiſitzer erhalten ferner Übernachtungsgelder wie Reichsbeamte der Beſoldungsgruppe X bei 

Dienſtreiſen und Erſatz der Fahrkoſten für die Hin⸗ und Rückreiſe.“ 

3. Dem 8 37 wird folgender Abſatz 4 angefügt: 

| „Nach Bedarf kann an die Stelle des richterlichen Mitgliedes eines ordentlichen Gerichts 
ein weiteres Mitglied des Reichsverſorgungsgerichts oder ein weiterer Beiſitzer aus der 
ſozialen Fürſorge oder an die Stelle des Beiſitzers aus der ſozialen Fürſorge ein weiteres 

Mitglied des Reichsverſorgungsgerichts oder ein weiteres richterliches Mitglied eines ordent- 

lichen Getrichts treten.“ 

4. Dem $ 54 wird folgender Abſatz 4 angefügt: 
„Auf Antrag der Gegenpartei muß die Wiedereinſetzung erteilt werden, auch wenn die 

Vorausſetzungen der Abſ. 1 und 2 nicht gegeben ſind.“ 

5. $ 65 erhält folgende Faſſung: 
„Beſcheide und Urteile ſind rechtskräftig, ſoweit ſie für beide Parteien unanfechtbar ſind. 
Die Rechtskraft ſteht der Anderung oder Aufhebung unrichtiger Beſcheide nicht entgegen.“ 
8 74 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: i 

„Gebühren, außerordentliche Koſten und Geldſtrafen werden, wenn die Entſcheidung hierüber 
unanfechtbar geworden iſt, wie Gemeindeabgaben beigetrieben. Sie können auch von den 
Verſorgungsgebührniſſen einbehalten werden. Das Gleiche gilt für zu Unrecht erhobene 
Verſorgungsgebührniſſe.“ 

8 92 Abj. 1 und 2 werden durch folgende Vorſchrift erſetzt: 

„Der Rekurs iſt ausgeſchloſſen, ſoweit der Grad der Minderung der Erwerbsfähigkeit 
ftreitig iſt.“ 

8. $ 100 A6f."1 erhält folgende Faſſung: 

„Der Vorſitzende beſtellt in den einzelnen Sachen einen oder mehrere Berichterſtatter. 
Beim Verſorgungsgerichte kann er ſelbſt die Berichterſtattung übernehmen. In Fällen, in 
denen das Verſorgungsgericht endgültig entſcheidet, ſoll er ſelbſt die Berichterſtattung nur 
übernehmen, wenn die Geſchäftslage es erfordert.“ 

9. $ 101 Abſ. 2 und 3 erhalten folgende Faſſung: 

„Iſt das Rechtsmittel als verſpätet verworfen oder als unbegründet zurückgewieſen, ſo 
kann der Antragſteller innerhalb einer Woche nach der Zuſtellung, bei Zuſtellung außerhalb 
Europas innerhalb 6 Monaten, die Entſcheidung der Kammer oder des Senats anrufen. 
Die Verfügung muß darauf hinweiſen. Die Vorſchriften des $ 93 finden entſprechende 
Anwendung. 

Wird die Entſcheidung der Kammer oder des Senats rechtzeitig beantragt, ſo gilt die 
Verfügung des Vorſitzenden als nicht ergangen. Hält der Vorſitzende den Antrag für 
ausſichtslos, ſo kann er die Beſtimmung der mündlichen Verhandlung davon abhängig machen, 
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daß der Antragſteller innerhalb einer angemeſſenen Friſt einen Gebührenvorſchuß von be— 

ſtimmter Höhe einzahlt. Nach fruchtloſem Ablauf der Friſt gilt der Antrag als nicht 

geſtellt.“ 
10. $ 125 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

„Die angefochtene Entſcheidung kann auch aus anderen als den von den Beteiligten 
geltend gemachten Gründen geändert oder beſtätigt werden. Anderungen ſind auch zu 
Ungunſten der Partei zuläſſig, die das Rechtsmittel eingelegt hat.“ 

142 erhält folgende Faſſung: 

„Das Gericht hat dem Kläger eine Gebühr aufzuerlegen, wenn er unterliegt. Von der 
Auferlegung einer Gebühr kann abgeſehen werden, wenn das Rechtsmittel verſpätet eingelegt 
iſt oder zurückgenommen wird. 

Die Gebühr wird in der Entſcheidung zur Hauptſache oder, wenn eine ſolche nicht ergeht, 
durch beſonderes Urteil feſtgeſetzt, das ohne mündliche Verhandlung ergehen kann. Die Höchſt⸗ 
und Mindeſtſätze der Gebühr ſetzt der Reichsarbeitsminiſter im Einvernehmen mit dem 
Reichsminiſter der Finanzen feſt.“ 

12. Im 8 160 wird folgender Abſatz 3 angefügt: 

„Der Reichsarbeitsminiſter kann die uneingeſchränkte Anwendung dieſes Geſetzes auch für 

die im Abſ. 1 bezeichneten Angelegenheiten anordnen.“ 


Verordnung 
betreffend die neunte Ergänzung des Beſoldungsgeſetzes vom 18, Juni 1923 
eichsgeſetzbl. I S. 385). 
Artikel 12. 

Au Stelle der $$ 63, 1 und 64, 1 des Reichsverſorgungsgeſetzes gilt folgende Vorſchrift: 

„Hat ein nach dem Reichsverſorgungsgeſetze Verſorgungsberechtigter neben den Verſorgungs— 
gebührniſſen aus öffentlichen Mitteln ein Jahreseinkommen, das nach der Berechnung zur Einkommen⸗ 
ſteuer für 1922 220000 Mark, nach der Berechnung für 1921 18000 Mark erreicht, ſo ruht ein Zehntel 
der Verſorgungsgebührniſſe. Für je weitere 18000 Mart nach der Berechnung für 1922 oder 2000 Mark 
nach der Berechnang für 1921 ruht ein weiteres Zehntel. Dem Schwerbeſchädigten verbleibt die Schwer- 
beſchädigtenzulage mit der entſprechenden Ausgleichs- und Ortszulage, allen anderen Beſchädigten ein 
Betrag in Höhe der niedrigſten Schwerbeſchädigtenzulage ohne Ausgleichs- und Ortszulage. 

Bleibt das Einkommen einſchließlich der nicht ruhenden Rententeile hinter dem Einkommen 
zurück, das ſich unter Zugrundelegung des Höchſtbetrages der vorhergehenden Einkommenſtufe ergeben 
würde, ſo wird der Ruhensbetrag um dieſen Unterſchiedsbetrag ermäßigt. 

: Bei den Einkommensgrenzen find bie nach dem Einkommenſteuergeſetze zuläſſigen Abzüge, 
Werbungskoſten uſw., ſowie die für den Beſchädigten zugelaſſene Ermäßigung der Einkommenſteuer ente 
ſprechend berückſichtigt; die der Ermäßigung der Einkommenſteuer für die Ehefrau des Beſchädigten ent— 
ſprechenden Einkommensbeträge ſind von dem Jahreseinkommen noch abzusetzen. Außerdem werden für 
jedes Kind, für das Verſorgungsgebührniſſe nach dem Reichsverſorgungsgeſetze gewährt werden, bei der 
Berechnung für 1922 18000 Mark oder bei der Berechnung für 1921 2000 Mark abgeſetzt. 

Für die Feſtſtellung des Einkommens kann die Veranlagung zur Einkommenſteuer zugrunde 
gelegt werden. Die Steuerbehörden ſind zu amtlicher Auskunft verpflichtet. 

Das Einkommen von 1921 wird der Berechnung zugrunde gelegt, ſoweit das Einkommen von 
1922 noch nicht feſtgeſtellt iſt. 

Der Reichsarbeitsminiſter wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter der Finanzen 
die Einkommensgrenzen zur Anpaſſung an die Veränderungen der allgemeinen Wirtſchaftslage neu 
feſtzuſetzen. 

Auf die Empfänger einer Pflegezulage $ 31 Reichsverſorgungsgeſetz — finden. dieſe Vor⸗ 
ſchriften keine Anwendung.“ f 
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Verordnung 
die Abänderung der $$ 36 Nr. 3 und 4 und $ 38 Abſatz 2 des Mannſchaftsverſorgungs⸗ 
geſetzes vom 31. Mai 1906. 


8 36 Nr. 3 und 4 haben zu lauten: 

wenn und ſolange ein Verſorgungsberechtigter aus der Verwendung im Reichs- oder in einem 

ſonſtigen öffentlichen Dienſt ein Dienſteinkommen bezieht nach Maßgabe folgender Vorſchriften: 

a) es ruhen alle unter ¼ der Vollrente zuerkannten Rententeile, 

b) von höheren Renten ruhen außerdem alle 5% % der Vollrente überſteigenden Rententeile, 

e) Renten, die Kapitulanten lediglich auf Grund des $ 1 Abſ. 3 zuerkannt worden find, ruhen, 
ſoweit als Dienſteinkommen und nach $ 9 bemeſſene Rente zuſammen den Betrag des penſions⸗ 
fähigen Dienſteinkommens eines Reichsbeamten in der höchſten Stufe der Gruppe III über- 
ſteigen. Rententeile, die ſich aus der Erhöhung der Vollrente gemäß $ 10 Abſ. 1, $ 56 ergeben, 
bleiben hierbei außer Anſatz und ruhen nach der Vorſchrift unter a und b; 

neben dem Bezug einer Zivilpenſion aus der Verwendung im Reichs- oder in einem ſonſtigen 

öffentlichen Dienſt, ſoweit als Zivilpenfion und zuerkannte Rente zuſammen den in der zuletzt 

bekleideten Stelle erreichbaren Höchſtpenſionsbetrag oder, wenn es für den Penſionär günſtiger iſt, 
ſoweit als die tatſächlich erdiente Zivilpenſion und die nach Nr. 3a und b nicht ruhenden Renten- 

teile zuſammen den Betrag der Höchſtpenſion eines Reichsbeamten der höchſten Stufe der Gruppe III 

überſteigen. 

Als Verwendung im Reichs- oder in einem ſonſtigen öffentlichen Dienſt im Sinne dieſer 
Vorſchrift gilt ohne Rückſicht auf die Art und Dauer der Beſchäftigung jede Tätigkeit, für die eine 
Vergütung gewährt wird, die ganz oder zum Teil unmittelbar oder mittelbar aus öffentlichen 
Mitteln fließt. Auch die Beſchäftigung im Kirchendienſt und bei der Reichsbank gilt als Ver: 
wendung im ſonſtigen öffentlichen Dienſt im Sinne dieſer Vorſchrift. 

Bei der Berechnung des Dienſteinkommens oder der Zivilpenſion aus der Verwendung im 
Reichs- oder in einem ſonſtigen öffentlichen Dienſt, wie auch bei der Berechnung des penfiond- 
fähigen Dienſteinkommens oder der Höchſtpenſion eines Reichsbeamten der Gruppe III ſind die 
Dienſtaufwandsgelder, die jederzeit widerruflichen Zulagen für eine Tätigkeit bei beſtimmten Behörden 
und die Auslandszulagen nicht in Anſatz zu bringen. Dagegen ſind ſowohl dem Dienſteinkommen 
oder der Zivilpenſion als auch dem penfionsfähigen Dienſteinkommen oder der Höchſtpenſion eines 


Reichsbeamten der Gruppe III die daneben zahlbaren Zuſchläge hinzuzurechnen, und zwar nach 


dem Familienſtand und nach den Sätzen zur Zeit der Verwendung. 


$ 38 Abſatz 2 iſt zu ſtreichen, Abſatz 3 wird Abſatz 2. 
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i: 


Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
betr. Viehſeuchenentſchädigung. Vom 8. 4. 1924. 


5.1. 
3 Bei Viehverluſten wird eine Entſchädigung zum vollen gemeinen Wert aus der Staatskaſſe gewährt: 
für Tiere im Sinne des § 1 Abſ. 2 des Viehſeuchengeſetzes vom 26. 6. 1909 (R. G. Bl. S. 519) 
mit Ausnahme der Hunde und Katzen, die 
a) auf polizeiliche Anordnung getötet ſind und nicht mit der Seuche behaftet waren, derentwegen 
die Tötung erfolgt iſt, 
b) infolge einer polizeilich angeordneten Impfung eingegangen find, es ſei denn, daß die Impfung 
oi 1 und Klauenſeuche erfolgte und der Viehbeſtand des Gehöftes mit dieſer Seuche 
aftet war; 


bo 


Do 


SU 
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für Rinder, Schafe, Ziegen und Schweine, die wegen Maul- und Klauenſeuche auf polizeiliche 


Anordnung getötet ſind, auch wenn ſie mit dieſer Seuche behaftet waren. 


$ 2. 
Aus dem Entſchädigungsfonds ($ 14) wird Entſchädigung gewährt: 


. für Rinder, Pferde, Eſel, Maultiere und Mauleſel, die mit Lungenſeuche, Tollwut oder Rotz behaftet 


und auf polizeiliche Anordnung getötet oder nach rechtzeitiger ($ 6 Nr. 1) Anzeige an einer dieſer 
Krankheiten gefallen ſind; 


. für Rinder, Pferde, Eſel, Maultiere und Mauleſel, die an Milzbrand, Rauſchbränd und rauſchbrand⸗ 


ähnlichen Krankheiten oder Wild- und Rinderſeuche gefallen find oder bei denen nach dem Tode 
eine dieſer Krankheiten feſtgeſtellt iſt; 


3. für Rinder, die aus Anlaß der Tuberkuloſe ($ 10 Abſ. 1 Nr. 12 des Viehſeuchengeſetzes) getötet 


oder nach Anordnung der Tötung an dieſer Krankheit gefallen ſind; 


. für Rinder im Alter von mehr als 3 Monaten, die an Maul- und Klauenſeuche gefallen ſind; 
5. für Pferde, die an Kopfkrankheit (ſeuchenhafter Gehirn- und Rückenmarkentzündung) oder anſteckender 


Blutarmut gefallen ſind oder wegen vorausſichtlicher Unheilbarkeit dieſer Krankheiten geſchlachtet 
find, wenn die Krankheit am lebenden Tiere durch den beamteten Tierarzt feſtgeſtellt iſt; 
für Pferde, die an Beſchälſeuche verendet find, wenn die Krankheit am lebenden Tier durch den 
beamteten Tierarzt feſtgeſtellt iſt. 

N $ 3. 

Der Entſchädigung nach $ 2 wird bei Rindern der Schlachtwert, bei Einhufern der Gebrauchs- 


wert zugrunde gelegt und zwar mit Ausnahme der Erkrankung an Tuberkuloſe ($ 10 Abſ. 1 Nr. 12 
des Viehſeuchengeſetzes) ohne Rückſicht auf den Minderwert, den das Tier durch die Seuche erlitten 
hat; Zucht⸗ und Luxuswerte werden nicht erſetzt. Die Entſchädigung beträgt / dieſes Wertes. 


Im Falle des $ 2 Nr. 3 wird ¼ der Entſchädigungsſumme dem Entſchädigungsfonds aus der 


Staatskaſſe erſtattet, jedoch bei Verſicherung zu dem vielfachen der Entſchädigungsſumme ($ 15 Abſ. 2) 
nur bei den erften 4/;. 


Bei Verſicherung zu einem vielfachen des aus dem Entſchädigungsfonds zu zahlenden Betrages 


($ 15 Abſ. 2) wird eine höhere Entſchädigungsſumme als ¼ des gemeinen Wertes nicht gezahlt. 


8 4. 
Auf die Entſchädigung ſind anzurechnen: 


die aus Privatverträgen zahlbare Verſicherungsſumme zu dem gleichen Anteil, als ein Anſpruch 


auf Entſchädigung beſteht, 


der Wert derjenigen Teile des Tieres, die dem Beſitzer nach Maßgabe der polizeilichen Anordnungen 


zur Verfügung blieben. 5 
8 5. 


Keine Entſchädigung wird gewährt: 


1. für Tiere, die dem Staat gehören; 


bo 


für das in Viehhöfen oder in Schlachthöfen einſchließlich der öffentlichen Schlachthäuſer aufgeſtellte 


Schlachtvieh; 


. für Tiere, die an einer ihrer Art oder dem Grade nach unheilbaren und unbedingt tötlichen Krank- 


heit gelitten haben, es ſei denn, daß dieſe Krankheitt in Milzbrand, Rauſchbrand, Wilde und 
Rinderſeuche, Tollwut, Rotz, Lungenſeuche, Maul- und Klauenſeuche oder Tuberkuloſe ($ 10 Abſ. 1 
Nr. 12 des Viehſeuchengeſetzes) beſtanden hat; . | 


für Tiere, die der Vorſchrift des $ 6 des Viehſeuchengeſetzes zuwider in das Staatsgebiet ein- 


geführt ſind; 


, für Tiere, die innerhalb einer beſtimmten Friſt vor der Feſtſtellung einer der nachſtehend benannten 


Seuchen in das Staatsgebiet eingeführt worden ſind, wenn nicht der Nachweis erbracht wird, daß 
i 


” 


Em 


* 


ihre Anſteckung erſt nach der Einführung in das Staatsgebiet ſtattgefunden hat. Die Friſt beträgt 
bei Milzbrand, Rauſchbrand, Wild⸗ und Rinderſeuche, ſowie Maul- und Klauenſeuche 14 Tage, 
bei Tollwut und Rotz 90 Tage, bei Lungenſeuche 180 Tage und bei Tuberkuloſe ($ 10 Abſ. 1 Nr. 12 
des Viehſeuchengeſetzes) 270 Tage. 


$ 6. 
Der Anſpruch auf Entſchädigung fällt ferner fort: 

1. wenn der Beſitzer der Tiere oder der Vorſteher der Wirtſchaft, dem die Tiere angehören, oder der 
mit der Aufſicht über die Tiere an Stelle des Beſitzers Beauftragte vorſätzlich oder fahrläſſig den 
Vorſchriften der 88 9, 10 des Viehſeuchengeſetzes zuwider die ihm obliegende Anzeige unterläßt oder 
länger als 24 Stunden, nachdem er von der auzuzeigenden Tatſache Kenntnis erhalten hat, verzögert, 
es ſei denn, daß die Anzeige von einem anderen Verpflichteten rechtzeitig gemacht worden iſt; 

wenn der Beſitzer eines der Tiere mit der Seuche behaftet gekauft oder durch ein anderes Rechts— 
geſchäft unter Lebenden erworben hat und von dieſem kranken Zuſtande beim Erwerbe des Tieres 
Kenntnis hatte; 

3. im Falle des $ 25 des Viehſeuchengeſetzes oder wenn dem Beſitzer oder deſſen Vertreter die Nicht- 

befolgung oder Übertretung der angeordneten Schutzmaßregeln zur Abwehr der Seuchengefahr zur 
Laſt fällt. i 


10. 


8 7. 

Die zu leiſtende Entſchädigung wird, ſofern ein anderer Berechtigter nicht bekannt iſt, demjenigen 
gezahlt, in deſſen Gewahrſam oder Obhut ſich das Tier z. Zt. des Todes befand. 

Mit dieſer Zahlung iſt jeder Entſchädigungsanſpruch Dritter erloſchen. 

i St 

Zur Feſtſtellung des für die Entſchädigung in Betracht kommenden Krankheitszuſtandes hat ſofort 
nach der Tötung oder ſobald als möglich nach dem ſonſtigen Eintritt des Entſchädigungsfalles eine 
Unterſuchung des Tieres durch den beamteten Tierarzt ſtattzufinden. Der beamtete Tierarzt hat ſich 
gutachtlich darüber zu äußern, ob nach dem Geſamtbefunde eine nach dem gegenwärtigen Geſetz einen 
Entſchädigungsanſpruch begründete Krankheit vorliegt. 

In welcher Weiſe die Unterſuchung auszuführen iſt und wann eine Nachprüfung des amtstier- 
ärztlichen Gutachtens zu erfolgen hat, richtet ſich nach den vom Senat zu erlaſſenden Ausführungs— 
beſtimmungen. Die Nachprüfung wird durch den Veterinärreferenten des Senats bewirkt, der hiernach 
endgültig über den Krankheitszuſtand entſcheidet. Meinungsverſchiedenheiten nach $ 15 des Viehſeuchen— 
geſetzes unterliegen ebenfalls der endgültigen Entſcheidung durch den Veterinärreferenten. 

I $ 9. 

Der der Entſchädigung zu Grunde zu legende Wert des Tieres, ſowie der Wert derjenigen 
Teile eines getöteten Tieres, die dem Beſitzer nach Maßgabe der polizeilichen Anordnungen zur Verfügung 
bleiben, wird durch den beamteten Tierarzt und 2 Schiedsmänner geſchätzt. Die Schätzung erfolgt durch 
den beamteten Tierarzt allein, wenn der Beſitzer zuſtimmt und die Schätzungsſumme für die gleichzeitig 
zu entſchädigenden Tiere eines Beſitzers 1500 Gulden nicht überſteigt. 

Die Schätzung hat bei den auf polizeiliche Anordnung getöteten Tieren, ſoweit angängig, vor 
der Tötung, im übrigen ſobald als möglich nach dem Tode der Tiere zu erfolgen. 

Iſt im Falle der Entſchädigung wegen Tuberkuloſe oder bei den dem Beſitzer zur Verfügung 
bleibenden Teilen die Schätzung unter Vorausſetzungen erfolgt, die ſich durch endgültige Feſtſtellung des 
Krankheitszuſtandes ändern, ſo iſt die Schätzung, ſoweit erforderlich, zu wiederholen. 

$ 10. 

Für jeden Land- und Stadtkreis find alle drei Jahre von dem Kreis-(Stadt⸗)Ausſchuß Perſonen 

zu bezeichnen, die für die Dauer jener Friſt zum Amte eines Schiedsmannes zugezogen werden können. 


N 
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Aus der Zahl dieſer Perſonen hat die Ortspolizeibehörde die Schiedsmänner für den einzelnen 
Schätzungsfall zu ernennen. Der Kreisausſchuß (Stadtausſchuß) kann im Kreiſe verſchiedene Schieds- 
mannsbezirke bilden und die Schiedsmänner auf dieſe verteilen. 
Die Schiedsmänner ſind von der Ortspolizeibehörde eidlich zu verpflichten. Dasſelbe gilt, 
wenn an Stelle des beamteten Tierarztes ein anderer approbierter Tierarzt zugezogen wird ($ 2 Abſ. 2 
des Viehſeuchengeſetzes) für dieſen, ſofern er nicht allgemein als Sachverſtändiger vereidigt iſt. 


§ 11. 
Perſonen, bei denen für den einzelnen Fall eine Befangenheit zu beſorgen iſt, dürfen zu 
Schiedsmännern nicht ernannt werden. 
Ausgeſchloſſen von der Teilnahme an der Schätzung iſt: È 

I. wer ſelbſt Partei oder geſetzlicher Vertreter einer Partei iſt oder als Mitberechtigter oder Erſatz⸗ 
pflichtiger der Partei gegenüber in Frage kommt; 

2. der Ehegatte in Sachen ſeiner Ehefrau, auch wenn die Ehe nicht mehr beſteht; 

3. wer mit dem Entſchädigungsberechtigten in gerader Linie verwandt, verſchwägert oder durch Annahme 
an Kindesſtatt verbunden, in der Seitenlinie bis zum dritten Grade verwandt oder bis zum 
zweiten Grade verſchwägert iſt, auch wenn die Ehe, auf der die Schwägerſchaft beruht, nicht mehr 

beſteht; ® 

4. wer im Wirtſchaftsbetriebe des Entſchädigungsberechtigten angeſtellt iſt. 


Perſonen, die ſich nicht im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befinden, ſind unfähig, an der 
Schätzung teilzunehmen. 


Hat eine ausgeſchloſſene oder unfähige Perſon an der Schätzung teilgenommen, ſo iſt die 
Schätzung nichtig und zu wiederholen. 


§ 12. 
Erfolgt die Schätzung durch den beamteten Tierarzt und 2 Schiedsmänner, ſo iſt bei Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten in der Regel die Durchſchnittsſumme der verſchiedenen Schätzungen als Schätzungswert 
anzunehmen. Iſt jedoch der von zwei Schätzern übereinſtimmend geſchätzte Wert oder bei drei verſchiedenen 


Schätzungen der in der Mitte ſtehende geſchätzte Wert geringer als die Durchſchnittsſumme, ſo gilt der 
geringere Wert als Schätzungswert. 


8 13. : 

Über das Ergebnis der Schätzung iſt eine von den Beteiligten zu unterzeichnende Urkunde auf— 
zunehmen und der Ortspolizeibehörde zu überſenden. 

Das Ergebnis der Schätzung iſt für den Entſchädigungsberechtigten und für den Entſchädigungs— 
verpflichteten verbindlich. 

$ 14. , ’ ’ 

Zur Beſtreitung der Entſchädigungen und der Verwaltungskoſten, einſchließlich der Koſteu der 
Feſtſtellung des Krankheitszuſtandes und der Schätzung, ſoweit nicht die Staatskaſſe ganz oder teilweiſe 
Für aufzukommen hat ($ 3 Nr. 1-3), ſowie zur Anſammlung von Rücklagen, werden Beiträge von 
Beſitzern von Einhufern und Rindvieh erhoben. Entſchädigungen, Koſten und Rücklagen für Pferde, 
Eſel, Maultiere und Mauleſel dürfen nur den Beſitzern dieſer Tiergattungen, für Rindvieh nur den 
Nindviehbeſitzern auferlegt werden. > f i i 

Beiträge werden für die in $ 5 Nr. 1 und 2 aufgeführten Tiere nicht erhoben. f 

Sobald die Rücklagen in dem auf die Entſchädigung für Einhufer eutfallenden Anteil die Höhe 
von 100000 Gulden, in dem auf die Entſchädigung für Rindvieh entfallenden Anteil die Höhe von 
150 000 Gulden erreicht haben, iſt von der Einziehung weiterer Beiträge zu Rücklagen abzuſehen. Die 
Zinſen der Rücklagenmaſſen find alsdann zur Beſtreitung der Entſchädigungen und Koſten zu verwenden. 
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$ 15. 

Die Höhe bes hiernach von den Viehbeſitzern einzuziehenden Geſamtbetrages und deſſen Unter⸗ 
verteilung wird von dem Senat nach Bedürfnis feſtgeſetzt. 

Jedem Tierbeſitzer iſt es geſtattet, ſeinen ganzen Beſtand an Rindvieh oder Einhufern zu einem 
vielfachen der aus dem Entſchädigungsfonds zu zahlenden Entſchädigungsſumme gegen entſprechend 
verfielfachten Verſicherungsbeitrag zu verſichern. Die Mehrverſicherung muß jedes Mal mindeſtens für 
die Dauer von 2 Jahren erfolgen. Etwaige Rücklagenbeiträge werden in dieſem Falle von dieſen Vieh- 
beſitzern nur zu dem einfachen Betrage erhoben. 

Auf Anweiſung des Senats find in jeder Stadt: und Landgemeinde und in jedem ſelbſtändigen 
Gutsbezirk die vorhandenen Pferde-, Eſel-, Maultier- und Rindviehbeſtände erneut aufzunehmen. Das 
Verzeichnis der beitragspflichtigen Tierbeſitzer und der von jedem zu entrichtenden Beiträge iſt für jede 
Stadt- und Landgemeinde und jeden ſelbſtändigen Gutsbezirk vor Erhebung der Beiträge 14 Tage lang 
öffentlich auszulegen. Zeit und Ort der Auslegung ſind vor Beginn der vierzehntägigen Friſt durch 
öffentliche Bekanntmachung auf ortsübliche Weiſe zur Kenntnis der Beteiligten zu bringen. Anträge auf 
Berichtigung des Verzeichniſſes find ſpäteſtens binnen 10 Tagen nach Ablauf der Auslegungsfriſt bei 
dem Gemeinde- (Guts⸗) Vorſtand anzubringen. Über die Anträge entſcheidet in Landkreiſen der Landrat, 
in Stadtkreiſen der Magiſtrat endgültig. | 

Die Beiträge werden auf Grund des endgültig feſtgeſtellten Verzeichniſſes von den Gemeinde: 
(Guts-) Vorſtänden für den Senat eingezogen. Die Beitreibung geſchieht im Verwaltungs-Zwangs— 
verfahren. 

: $ 16. | 

Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes treten an die Stelle der $$ 66 bis 73 des Viehſeuchengeſetzes 

vom 26. 6. 1909 (R.⸗G.⸗Bl. S. 536), der $$ 5 bis 23 des preuß. Ausführungsgeſetzes zum Viehſeuchen⸗ 
geſetz vom 25. 7. 1911 (G.⸗S. S. 151) und der Satzung des Weſtpr. Provinzialverbandes über die 


Gewährung von Entſchädigungen aus Anlaß von Viehſeuchen vom 34. = 1912 (Amtsblatt der Kgl. Reg. 
Danzig ©. 181). 

Der $ 24 des preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Viehſeuchengeſetz erhält von Satz 1 ab 
folgende Faſſung: 

Das Gleiche gilt für die Koſten der amtstierärztlichen Feſtſtelluug des für eine Entſchädigung in 
Betracht kommenden Krankheitszuſtandes an Tieren, einſchließlich der Nachprüfung, jedoch mit der Maß⸗ 
gabe, daß die Koſten einer Nachprüfung bei Rindern, Pferden, Eſeln, Maultieren und Mauleſeln, die 
an Milzbrand oder Rauſchbrand oder Wild- und Rinderſeuche gefallen find, oder nach deren Tode 
eine dieſer Krankheiten feſtgeſtellt worden iſt, aus dem Entſchädigungsfonds (§ 14 des Geſetzes über 
Viehſeuchenentſchädigung) zu zahlen ſind. 

Die Koſten der Schätzung für Entſchädigungszwecke find in den Fällen des § 1 Nr. 1 und 3 
des Geſetzes über Viehſeuchenentſchädigung von der Staatskaſſe, im übrigen aus dem Entſchädigungsfonds 
($ 14 des Geſetzes über Viehſeuchenentſchädigung) zu tragen. 

Für die Teilnahme an der Schätzung ſteht den beamteten Tierärzten aus dem Entſchädigungs⸗ 
fonds nur dann ein Anſpruch auf Reiſekoſten zu, wenn die Schätzung nicht im Zuſammenhange mit einer 
anderen Amtsvorrichtung erfolgen kann. 

Die hiernach den Schiedsmännern für die Teilnahme an der Schätzung zuſtehende Vergütung 
wird durch Verordnung des Senats feſtgeſetzt. 

Danzig, den 8. April 1924. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Ziehm. 
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58 Volkstag und Senat haben folgendes Gejeg beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
betreffend Gewährung von Sonderzulagen an Empfänger von Renten nach den Reichsverſorgungs⸗ 
geſetzen. Vom 15. 4. 1924. 


8 1. 
Die Militärverſorgungsberechtigten, die am 1. April 1924 eine Zuſatzrente erhalten haben, 
erhalten eine einmalige Wirtſchaftsbeihilfe, und zwar: - 


die Kriegsbeſchädigten von 50 bis 60% in Höhe von 50 6 
die Kriegsbeſchädigten von 70 bis 80% in Höhe von . 60 8 
die Kriegsbeſchädigten über 80 % „55 i STO 
SON: =. REI 50 G 
Maijen . 25 G 
| Elternteile x 25 G 
Eltermpoative=- FT * 40 G 
Empfänger von Witwenbeihilfen 50 G 
Kinder von Schwerbeſchädigten 25 G 


$ 2. 

Die zur Durchführung der fozialen Kriegsbeſchädigten⸗ und Kriegshinterbliebenenfürſorge durch 
den Haushaltsplan 1924 der Hauptfürſorgeſtelle zur Verfügung geſtellten Mittel werden für das 
Rechnungsjahr 1924 um 400 000 G erhöht. 

È $ 3. 

Die durch die vorſtehenden Paragraphen bedingten Mehrausgaben werden durch die ſeit Er- 
höhung der Sätze des polniſchen Zolltarifs eingetretenen Mehreinnahmen aus Zöllen gedeckt. 
8 4. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 15. April 1924. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Schwartz. 


59 Druckfehlerberichtigung. 

Der letzte Satz des § 1 des Geſetzes über die Gemeindewahlen vom 4. April 1924, abgedruckt 
im Geſetzblatt Seite 105 für 1924, muß lauten: „Die Amtsdauer der erſtmalig gewählten Gemeinde 
vertretung läuft vom 1. Juni 1924 bis 31. Dezember 1928.“ 


Danzig, den 12. April 1924. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Bezugsgebühren N a) für das Geſetzblatt für die Freie Stadt Danzig 1,00 G, b) für den Staatsanzeiger É 

für bie Freie Etabt anzig Teil I 0,75 G, c) für den Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig Teil II 1,00 G. "E 

Beſtellungen haben bei der zuſtändigen Poſtanſtalt zu er Für Beamte (ſiehe Staat3anz. f. 1922, Nr. 87) Bezugs⸗ i 

preis zu a) 0,60 G, zu b) 0,40 G. Für Beamte gilt auch vierteljährliche Bezugszeit. y 
Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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